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Beauftragung von Medien und Influencern durch die Bundesregierung

V o r b e m e r k u n g  d e r  F r a g e s t e l l e r

Die Antwort der Bundesregierung auf die Kleine Anfrage „Mögliche indirekte 
Förderung von Medien durch die Bundesregierung auf Bundestagsdrucksache 
19/21280 wirft nach Ansicht der Fragesteller zahlreiche weitere und neue Fra-
gen auf. Diese Fragen berühren ein politisch und verfassungsrechtlich hoch-
sensibles Thema: die Unabhängigkeit der Medien. Diese ist in der Demokratie 
von eminenter Bedeutung. Die Bürger müssen darauf vertrauen können, unab-
hängig und kritisch durch die Medien über das staatliche Handeln und Unter-
lassen informiert zu werden, um sich so ihr eigenes Urteil bilden zu können.

Unser Grundgesetz ist auf das Leitbild des mündigen Staatsbürgers gegründet. 
Die Gesamtheit der mündigen Staatsbürger – das Staatsvolk – als der Souve-
rän in der Demokratie formt seinen politischen Willen frei von Zwang und Be-
einflussung. Dem Zweck der freien politischen Willensbildung des Volkes 
dient eine freie, staatsferne und regierungskritische Presse. Von einer Regie-
rung ist im demokratischen Staat daher die größtmögliche Zurückhaltung und 
Transparenz bei der Verwendung von Steuermitteln für Zwecke der Informa-
tion und Kommunikation zu erwarten. Weder darf sie für sich unter Verwen-
dung von Steuergeld werben, noch darf sie sich Techniken der offenen oder 
gar unterschwelligen Beeinflussung bedienen. Der Deutsche Bundestag muss 
deshalb umfassend darüber informiert werden, wenn ein außergewöhnlicher 
Aufwuchs der Ausgaben der Bundesregierung für Information und Kommuni-
kation mit dem Bürger stattfindet. Als Volksvertretung hat er Anspruch darauf, 
zu erfahren, wo, wie und an wen Steuergelder vergeben werden; besonders 
dann, wenn mit ihnen in relevanter Höhe in den Prozess der Meinungsbildung 
des Staatsvolkes eingegriffen werden kann.

Den Fragestellern erscheint die Antwort der Bundesregierung auf ihre erste 
Anfrage auf Bundestagsdrucksache 19/21280 in dieser Hinsicht wenig zu-
friedenstellend. Die Angabe überrascht, die Bundesregierung führe „keine 
Übersicht“ (ebda., S. 5, Antwort zu Frage 3) darüber, an welche Medien und 
Medienunternehmen Steuergelder für die Schaltung von Inseraten, Spots, 
Plakatkampagnen, etc. tatsächlich fließen. Problematisch erscheint den Frage-
stellern zudem, dass die Bundesregierung bei der Platzierung ihrer bezahlten 
Informationen und Kommunikation sich offenkundig nahezu ausschließlich 
Mediaagenturen bedient. Seit Oktober 2016 liegt ein Gutachten des Instituts 
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für Europäisches Medienrecht (EMR) „(Neue) Geschäftsmodelle der Media-
agenturen. Eine ökonomische und rechtliche Betrachtung“ (https://www.bl
m.de/files/pdf1/emr-gutachten_mediaagenturen_.pdf) vor, das auf „zu verhin-
dernde negative Auswirkung(en) auf die Medienvielfalt“ durch das Wirken 
der Mediaagenturen hinwies und eine medienrechtliche Regulierung dieser 
Agenturen „wegen der im Gutachten festgestellten Gefährdungslage … zum 
Schutz publizistischer Vielfalt“ empfahl.

Eine unkritische Überantwortung von Steuergeldern an Mediaagenturen ver-
bietet sich nach Ansicht der Fragesteller auch spätestens, seitdem die Kom-
mission zur Ermittlung der Konzentration im Medienbereich (KEK) in ihrem 
Jahresbericht 2015/16 auf eine steigende Gefahr redaktioneller Einflussnahme 
aufmerksam machte und mediale „Vielfaltssicherung als verfassungsrechtliche 
Kernaufgabe“ definierte, die „kommunikative Chancengleichheit“ sicherzu-
stellen habe (https://www.kek-online.de/fileadmin/user_upload/KEK/Publikati
onen/Jahresberichte/18._Jahresbericht.pdf, S. 146).

Wie zu dem Komplex der Beauftragung von Mediaagenturen ergeben sich 
ebenso zahlreiche medien- und damit auch verfassungspolitisch bedeutsame 
Fragen zur Beauftragung von Influencern durch die Bundesregierung.

Influencer – Beeinflusser – unterhalten in der Regel eigene „Kanäle“ auf so-
zialen Medien, wie zum Beispiel YouTube. Ihre Beiträge geben vor, authenti-
sche persönliche Meinungsäußerungen darzustellen. Gerade deshalb genießen 
sie besonders unter jüngeren Internetnutzern eine hohe Glaubwürdigkeit. Sie 
setzen ihr Image und ihre Authentizität ein, um Ansichten und Verhalten ihrer 
„Follower“ zu beeinflussen. Nach Ansicht der Fragesteller ist es verfassungs-
politisch bedenklich, wenn die Bundesregierung sich diesen Umstand zunutze 
macht und Influencer gegen Bezahlung aus Steuermitteln für die gezielte Be-
einflussung von Bürgern einsetzt. Hier ist nicht nur zu fragen, welche Vor-
gaben, Kriterien, Vertragsbedingungen und Bemessungsgrundlagen von der 
Bundesregierung zugrunde gelegt werden, sondern vor allem auch, inwieweit 
die rechtliche Zulässigkeit dieser Form der Kommunikation von der Bundes-
regierung geprüft wurde.

Im Hinblick auf die wachsende Bedeutung von Influencern und ihre – im Ver-
gleich zu herkömmlichen Medien und Werbeträgern – noch geringen Etats er-
geben sich dabei Fragen, welchen Einfluss die Bundesregierung selbst durch 
ihre Vergabepraxis und die Höhe ihrer Zahlungen aus Bundesmitteln an ein-
zelne Influencer auf diese Szene ausübt und ob hierdurch in diesem Medien-
sektor die vom Grundgesetz generell geforderte Staatsferne und Unabhängig-
keit der Medien noch gewahrt werden kann.

Hinweisen möchten die Fragesteller an dieser Stelle auch auf zahlreiche 
Unstimmigkeiten der den Fragestellern auf ihre vorhergehende Anfrage durch 
die Bundesregierung benannten Zahlenangaben im Vergleich zu Antworten 
der Bundesregierung auf weitgehend gleichlautende Kleine Anfragen anderer 
Fragesteller, die einer weiteren Klärung bedürfen.

 1. Wie erklärt die Bundesregierung den enormen Aufwuchs der Schalt-
kosten für bezahlte Werbe-, Anzeigen- und „Informationskampagnen“ 
von 18,6 Mio. Euro 2014 auf über 60 Mio. Euro 2015?

Wie erklärt die Bundesregierung seither das Verharren auf diesem hohen 
Niveau von gemittelt 58 Mio. Euro jährlich für die Jahre 2015 bis 2019?

Für den Fall, dass besondere Umstände oder Ereignisse (welche) zu die-
sem außergewöhnlichen Aufwuchs geführt haben:

Die Differenz in der Höhe der für 2014 und 2015 genannten Schaltkosten er-
klärt sich aus der gesetzlichen Aufbewahrungsfrist. Diese beträgt gemäß Num-
mer 4.7.5 VV ZBR BHO zu den §§ 70 ff. BHO fünf Jahre. Infolgedessen war 
es einigen Bundesministerien mit umfangreichem Mediaeinsatz im Rahmen der 
ersten Anfrage (Bundestagsdrucksache. 19/21280) dieser Richtlinie entspre-
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chend nicht mehr möglich, die Schaltkosten des Jahres 2014 vollständig zusam-
menzustellen.

 2. Wie erklärt die Bundesregierung die Differenz in ihren Antworten auf die 
Fragen der Fragesteller auf Bundestagsdrucksache 19/21280 und Schrift-
liche Frage 1 des Abgeordneten Mario Mieruch auf Bundestagsdruck-
sache 19/19651 zu dem jeweils selben Sachverhalt (Ausgaben der 
Bundesregierung für Werbe- und Anzeigenschaltungen in den Bereichen 
Online, Print und TV in den Jahren 2015 bis 2019)?

Da die genannten Summen in der Antwort der Bundesregierung auf Bun-
destagsdrucksache 19/21280 jeweils höher waren als die dem Abgeord-
neten Mieruch genannten Zahlen, können die Fragesteller davon ausge-
hen, dass es sich bei den in der Antwort der Bundesregierung auf Bun-
destagsdrucksache 19/21280 genannten Summen – bei denen es sich um 
teilweise mehrere Haushaltsjahre zurückliegende Vorgänge handelt – 
nunmehr um den finalen Sachstand handelt –, oder ist gegebenenfalls mit 
weiteren Korrekturen zu rechnen?

Die Differenz in den Antworten an die Fragesteller (Bundestagsdrucksache 
19/21280) und den Abgeordneten Mieruch (Schriftliche Frage 05/191 – Bun-
destagsdrucksache 19/19651, S. 1 Ausgaben der Bundesregierung für Werbe- 
und Anzeigenschaltungen in den Bereichen Online, Print und TV in den Jahren 
2015 bis 2019) ergibt sich im Wesentlichen aus den unterschiedlichen Frage-
stellungen und daraus resultierenden Datenlagen. Während in der Schriftlichen 
Frage 05/191 des Abgeordneten Mieruch ausschließlich nach Anzeigen in den 
Bereichen Print, Online, TV gefragt wurde, umfasste die Frage 1 der Kleinen 
Anfrage der Abgeordneten Martin E. Renner, Dr. Marc Jongen, Dr. Götz 
Frömming, weiterer Abgeordneter und der Fraktion der AfD – Bundestags-
drucksache 19/20417 – alle jährlichen Aufwendungen der Bundesregierung für 
Anzeigen und Werbung – und wurde daher um weitere Mediagattungen (z. B. 
Außenwerbung und Kino) ergänzt.

 3. Weshalb findet sich in der Antwort der Bundesregierung zu Frage 8 auf 
Bundestagsdrucksache 19/21280 „durch die Bundesregierung beworbe-
nen Themen, bzw. Kampagnen“ beispielsweise die laut Presseberichten 
rund 7,8 Mio. Euro teure Kampagne „Deutschland ist eins: Vieles“, be-
ziehungsweise „Das ist sooo Deutsch“ in der Aufstellung nicht wieder 
(vgl.: https://www.weser-kurier.de/deutschland-welt/deutschland-welt-po
litik_artikel,-typisch-bundesregierung-_arid,1868914.html/)?

Aufgrund eines Büroversehens sind die Aufwendungen der Kampagne 
„Deutschland ist eins: vieles“ zwar monetär auf Bundestagsdrucksache 
19/21280 enthalten (Frage 1), jedoch in der Anlage zu Frage 8 auf Bundestags-
drucksache 19/21280 nicht explizit aufgeführt. Die Kampagne „Das ist sooo 
deutsch“ bildete im Herbst 2019 den Auftakt zu den Jubiläumsaktivitäten der 
Bundesregierung unter dem Dach-Motto „Deutschland ist eins: vieles“.
Die Angaben wurden nunmehr in der Antwort zu Frage 4 ergänzt.
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a) Wenn auch ausweislich der Internetseite deutschland-ist-eins-vieles.de 
der Bundesregierung die Kampagne von einer durch die Bundesregie-
rung einberufenen Kommission verantwortet wurde –, wer aber trug 
oder trägt die Kosten dieser Kampagne, in welcher Höhe ist der Bund 
an diesen Kosten beteiligt, und wo wurden oder werden die entspre-
chenden Ausgaben verbucht?

Die Mediaschaltungskosten der Kampagne in Höhe von 6.221.156,41 Euro 
wurden aus dem Bundeshaushalt aus Kapitel 0601, Titel 532 49 (Ausgaben aus 
Anlass von Verfassungsjubiläen und Gedenktagen) beglichen.

b) In welcher Weise war diese Kampagne geeignet, einen „verfassungs-
mäßigen Informationsauftrag“ zu erfüllen –, und welche Informatio-
nen wurden mit dieser Kampagne nach Ansicht der Bundesregierung 
konkret vermittelt?

Die Kampagne „Deutschland ist eins: vieles“ lebt von der Vielzahl ihrer Mo-
tive. Sie bringt dadurch die Vielfältigkeit und Diversität des Landes anlässlich 
des 30. Jubiläums zur Friedlichen Revolution und Deutschen Einheit zum Aus-
druck.
Durch die Kombination aus der Vielzahl der Kampagnenmotive mit dem Motto 
des Jubiläumsjahres „Deutschland ist eins: vieles“ wird die Botschaft „in Viel-
falt vereint“ gesetzt.

c) Inwiefern grenzte sich die Art der Informationsvermittlung am Bei-
spiel dieser Kampagne von Werbung im allgemeinsprachlichen Sinne 
ab?

Die Kampagne „Deutschland ist eins: vieles“ begleitet das gesamte Jubiläums-
jahr mit der Botschaft „in Vielfalt vereint“.
Insbesondere zum Auftakt und im Vorfeld der Dialog- und Begegnungsformate, 
die im 30. Jahr von Friedlicher Revolution und Deutscher Einheit stattfinden, 
sollte die Kampagne zum Nachdenken anregen: über sich selbst, über das Land 
und das gemeinsame Miteinander in Deutschland.
Damit verbunden war das Angebot zum persönlichen oder digitalen Gespräch 
entlang von deutsch-deutschen Städtepartnerschaften sowie mit den Mitglie-
dern der Kommission „30 Jahre Friedliche Revolution und Deutsche Einheit“.

d) Müssen die Fragesteller davon ausgehen, dass Ausgaben des Bundes 
für diese Kampagne nicht in die in der Antwort der Bundesregierung 
auf Bundestagsdrucksache 19/21280 genannten Gesamtausgaben ein-
geflossen sind?

Auf die Antwort zu Frage 3 wird verwiesen.

 4. Um welche Mediaagenturen, auf welche die Bundesregierung in ihren 
Antworten zu den Fragen 3 und 7 auf Bundestagsdrucksache 19/21280 
verweist, handelt es sich konkret (bitte nach Jahr, Kampagne, Budget, 
beauftragendes Bundesministerium oder beauftragende Bundesbehörde 
aufschlüsseln)?

Grundsätzlich entscheidet jedes Ressort, ob und mit welchen Agenturen es zu-
sammenarbeitet. Das Presse- und Informationsamt der Bundesregierung hat im 
Rahmen seiner koordinierenden Funktion für die Bundesregierung Rahmenver-
träge mit Mediaagenturen für Mediaplanung und -einkauf abgeschlossen. 
Hieraus sind alle Bundesministerien abrufberechtigt. Im Zeitraum 2013 bis 
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2017 war die Carat Deutschland Vertragspartner dieses Rahmenvertrages. Seit 
2018 laufen Rahmenverträge mit den Mediaagenturen Carat (Mediaeinkauf), 
PHD Germany (Mediaplanung crossmedial), add2 (Mediaplanung digital), 
Weischer.JvB (Mediaplanung mit Schwerpunkt Außenwerbung).
Die Mediaagenturen sind der Anlage zu entnehmen.

 5. Wurde jeweils alternativ geprüft, ob Schaltungen von Informations- und 
Anzeigenkampagnen, Inserate, Fernseh- oder Hörfunkspots, Online-
kampagnen etc. unmittelbar bei Medienunternehmen selbst in Auftrag 
gegeben werden konnten?

a) Wenn ja, warum erfolgte offenkundig dennoch eine ausschließliche 
Beauftragung über Mediaagenturen, wie aus der Antwort der 
Bundesregierung auf Bundestagsdrucksache 19/21280 geschluss-
folgert werden muss?

b) Wenn nein, warum nicht?

Die Fragen 5 bis 5b werden wegen ihres Sachzusammenhangs gemeinsam be-
antwortet.
Die Bundesregierung beauftragt bei der Abwicklung von Schaltmaßnahmen 
aus Gründen der Wirtschaftlichkeit Mediaagenturen. Dem liegen folgenden 
Erwägungen zugrunde:
1. Bei Nutzung von Mediaagenturen gewähren Vermarkter/Verlage den Agen-

turen regelmäßig eine so genannte Spezialmittlervergütung von 15 Prozent. 
Bei Direktbuchung beim Verlag/Vermarkter entfiele diese Vergütung, die 
für die Bundesregierung die Schaltkosten senkt.

2. Mediaagenturen berücksichtigen in der Regel nicht nur einzelne Unterneh-
men, sondern haben den gesamten Markt im Blick. Ebenso haben Media-
agenturen in der Regel die Expertise, Zielsetzungen und Zielgruppen von 
Informationskampagnen in einem wirtschaftlichen Media-Mix erfolgreich 
zu erreichen.

Die aus Sicht der Bundesregierung unwirtschaftliche Abwicklung von Schalt-
maßnahmen ohne Zwischenschaltung einer Mediaagentur kommt deshalb nur 
in Einzelfällen in Betracht.

 6. Wie, und durch wen erfolgte jeweils die Beauftragung der jeweiligen 
Medienagentur, und gibt es hierfür Richtlinien?

Die Bundesregierung führt die Auftragsvergaben nach den gesetzlichen Vor-
schriften durch. Hierbei entscheidet jedes Ressort eigenverantwortlich, welche 
Mediaagentur es mit der Planung und dem Einkauf von Schaltmaßnahmen be-
traut. Im Übrigen wird auf die Antwort zu Frage 4 verwiesen.
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 7. Wurden jeweils Ausschreibungen durchgeführt beziehungsweise konkur-
rierende Angebote von Mediaagenturen und Medienunternehmen einge-
holt?

a) Wenn ja, wie viele Angebote werden vor Auftragserteilung regel-
mäßig für eine beabsichtigte Anzeigenschaltung bzw. Informations-
kampagne eingeholt?

b) Wenn nein, warum nicht?

Die Fragen 7 bis 7b werden wegen ihres Sachzusammenhangs gemeinsam be-
antwortet.
Die derzeit bestehenden Rahmenverträge wurden europaweit ausgeschrieben 
und haben sich somit im Wettbewerb durchgesetzt. Die Einholung von konkur-
rierenden Einzel-Angeboten ist wegen des primär zu nutzenden Rahmenver-
trags entbehrlich (vgl. Antwort zu Frage 4).

 8. Wurden vor Auftragserteilung durch die Bundesregierung jeweils die Be-
teiligungsverhältnisse an den Mediaagenturen und deren Marktanteile 
geprüft?

a) Wenn ja, welche Konsequenzen hat die Bundesregierung daraus für 
die Auftragserteilung gezogen?

b) Wenn nein, hält die Bundesregierung diese Parameter im Hinblick 
auf die Fragen der Etablierung von Marktmacht und Beeinflussungs-
potential durch Mediaagenturen für irrelevant?

Die Fragen 8 bis 8b werden wegen des Sachzusammenhangs gemeinsam beant-
wortet.
Wie in der Antwort zu Frage 4 ausgeführt, hat das Presse- und Informationsamt 
der Bundesregierung im Jahr 2017 für den Zeitraum 2018 bis 2021 drei Pla-
nungsagenturen und eine Einkaufsagentur europaweit ausgeschrieben. Auf die-
se Agenturen können alle Bundesministerien zugreifen. Die europaweite Aus-
schreibung ist im deutschen Wettbewerbsrecht das probate Mittel, um Markt-
manipulationen und Marktmacht entgegenzuwirken.

 9. Ist sich die Bundesregierung der medienpolitischen Problematik einer die 
Medienvielfalt potentiell gefährdenden Marktmacht von Mediaagenturen 
bewusst, die unter Umständen bis zu einer redaktionellen Einflussnahme 
auf die Auftrag nehmenden Medienunternehmen reichen kann?

a) Wenn ja, welche Konsequenzen zieht die Bundesregierung für ihr 
eigenes Agieren im Mediensektor?

b) Wenn nein, warum hat die Bundesregierung entsprechende Hinweise, 
zum Beispiel aus dem eigenen „Medien- und Kommunikationsbe-
richt der Bundesregierung 2018“ (Bundestagsdrucksache 19/6970) 
sowie dem Gutachten des Instituts für europäisches Medienrecht 
(EMR) „(Neue) Geschäftsmodelle der Mediaagenturen – eine öko-
nomische und rechtliche Betrachtung“ von 2016 und den „21. Jahres-
bericht 2018/2019“ und vorhergehende Gutachten der Kommission 
zur Ermittlung der Konzentration im Medienbereich (KEK) hier 
nicht aufgegriffen?

Die Fragen 9 bis 9b werden im Sachzusammenhang gemeinsam beantwortet.
Es wird auf die Antworten zu den Fragen 4 und 8 verwiesen.
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10. Welche Art der Honorierung wurde mit den Mediaagenturen jeweils ver-
einbart, beziehungsweise wie hoch beliefen sich die Kosten des Bundes 
für Agenturleistungen jeweils?

a) Wenn Honorare vereinbart wurden, wie hoch waren diese Honorare 
jeweils (bitte nach Jahr, Kampagne, beauftragendem Bundesminis-
terium oder beauftragender Bundesbehörde aufschlüsseln)?

b) Wenn keine Honorare vereinbart wurden, ist der Bundesregierung 
bekannt, ob, und in welcher Höhe Margen durch die Agenturen er-
zielt wurden?

c) Ist der Bundesregierung bekannt, ob die Mediaagenturen mittels der 
durch die Bundesregierung beauftragten Leistungen zusätzliche Ge-
winne in Form von sogenannten Kick-Backs erzielten?

d) Hat sich die Bundesregierung jeweils vergewissert, dass solche zu-
sätzlichen Verdienstmargen durch die Schaltung von Anzeigen, Spots 
etc. durch die Bundesregierung ausgeschlossen waren?

Die Fragen 10 bis 10d werden wegen des Sachzusammenhangs gemeinsam be-
antwortet.
Für die im Rahmen einer europaweiten Ausschreibung beauftragten Media-
agenturen wurde ein Honorarsatz auf Basis des jeweiligen Schaltvolumens ver-
einbart. Aus Gründen des Geschäftsgeheimnisses ist eine Aufschlüsselung der 
Honorare nicht zulässig.
Die Bundesministerien haben teilweise Schaltmaßnahmen über eigene Media-
agenturen abgewickelt. Auch diese Honorare unterliegen Geschäftsgeheimnis-
sen.

11. Durch welche vertraglichen Regelungen wird sichergestellt, dass die An-
forderungen der Bundeshaushaltsordnung (BHO) und anderer Vorschrif-
ten der öffentlichen Auftragsvergabe bei Auftragserteilungen (Anzeigen-
schaltungen) durch Dritte, beispielsweise Mediaagenturen, eingehalten 
werden?

Die Anforderungen der BHO und die Vergabevorschriften werden bei der 
Durchführung der Vergabeverfahren zur Gewinnung der Mediaunternehmen/
Agenturen, also unserer direkten Vertragspartner, berücksichtigt. Zudem wird 
die VOL/B als Vertragsbestandteil vereinbart. Anzeigenschaltungen erfolgen 
sodann ausschließlich nach mediaplanerischen Kriterien (vgl. Antwort zu den 
Fragen 4, 8 und 13).

12. Wie kontrolliert die Bundesregierung die Einhaltung dieser Vorschriften, 
wenn sie nach eigener Angabe „keine Übersicht darüber“ führt, „welche 
Unternehmen in jeweils welcher Höhe von geschalteten Anzeigen profi-
tieren“ (Bundestagsdrucksache 19/21280)?

Die genannten Vorschriften sind bei der Auswahl der Rahmenvertragspartner 
der Bundesregierung beachtlich. Ein Zusammenhang zwischen den haushalts- 
und vergaberechtlichen Vorschriften einerseits und der konkreten Medienschal-
tung andererseits besteht jedoch nicht, da die Schaltung einzig anhand media-
planerischer Kriterien erfolgt. Dies ist dem Einkauf vorgeschaltet (vgl. Antwort 
zu den Fragen 4, 7, 8 und 13).
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13. Wie kann die Bundesregierung sicherstellen, dass es zu keiner dauerhaft 
einseitigen Vergabe von Haushaltsmitteln an bestimmte einzelne 
Medienunternehmen durch die jeweils beauftragten Mediaagenturen 
kommt, wenn sie nach eigener Angabe „keine Übersicht darüber“ führt, 
„welche Unternehmen in jeweils welcher Höhe von geschalteten Anzei-
gen profitieren“ (vgl. Antwort der Bundesregierung auf Bundestags-
drucksache 19/21280)?

Die Bundesregierung vergibt keine Haushaltsmittel an Medienunternehmen 
über Mediaagenturen. Jede einzelne Schaltmaßnahme wird von den Media-
agenturen geplant und von den Bundesministerien freigegeben. Erst danach er-
folgt der Einkauf der Medialeistungen und im späteren Verlauf die Abrechnung 
gegenüber dem Ressort.

14. Wie verhindert die Bundesregierung, dass es zu einer einseitigen politi-
schen Einflussnahme der beauftragten Mediaagenturen auf die deutsche 
Presse- und Medienlandschaft kommt, wenn sie selbst „keine Übersicht“ 
über die Verteilung des Steuergeldes durch die Mediaagenturen an Me-
dienunternehmen hat (vgl. Antwort der Bundesregierung auf Bundes-
tagsdrucksache 19/21280)?

Auf die Antworten zu den Fragen 4, 8 und 13 wird hingewiesen.

15. Warum wird eine solche Übersicht über die Verteilung von Steuermitteln 
an die tatsächlichen Auftragnehmer der Informationsmaßnahmen nicht 
geführt, und wer ist dafür verantwortlich?

Die Konzern- und Beteiligungsstrukturen im Medienbereich sind hochgradig 
dynamisch. Um die wirtschaftlichen Vorteile auf einzelne Unternehmen herun-
terbrechen zu können, wäre im Prinzip taggenau deren prozentuale Verbunden-
heit zu betrachten. Dieser Aufwand stünde außer Verhältnis zum möglichen 
Erkenntnisgewinn.
Darüber hinaus stellen die Konditionen einzelner Medienunternehmen Ge-
schäftsgeheimnisse dieser Unternehmen dar.

16. Wurden seitens der Bundesregierung Rechenschaftsberichte der Media-
agenturen über die Verwendung der überantworteten Haushaltsmittel an-
gefordert und ausgewertet?

a) Wenn solche Rechenschaftsberichte vorliegen, warum wurde den 
Fragestellern auf ihre Frage 3 „Welche Unternehmen haben […] in 
jeweils welcher Höhe von den geschalteten Anzeigen profitiert?“ 
(vgl. Kleine Anfrage der Fraktion er AfD auf Bundestagsdrucksache 
19/20417) geantwortet, dass die Bundesregierung „keine Übersicht 
darüber (habe), welche Unternehmen in jeweils welcher Höhe von 
den geschalteten Anzeigen profitieren.“?

b) Wenn nein, warum nicht, und wer ist jeweils dafür verantwortlich, 
dass der Bundesregierung solche Berichte über die Verwendung von 
Steuergeldern nicht vorliegen?

Die Fragen 16 bis 16b werden wegen des Sachzusammenhangs gemeinsam be-
antwortet.
Die Fragesteller gehen offensichtlich davon aus, dass die Bundesministerien 
den Mediaagenturen ein bestimmtes Kontingent an Haushaltsmitteln zur Ver-
fügung stellen, aus dem diese willkürlich Schaltmaßnahmen finanzieren. Dies 
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ist jedoch, wie insbesondere in den Antworten zu den Fragen 8 und 13 darge-
stellt, nicht der Fall. Daher erübrigen sich auch Rechenschaftsberichte. Mit der 
Abrechnung der Schaltmaßnahmen legen die Mediaagenturen auch zum Nach-
weis die Abrechnung der Verlage/Vermarkter vor.

17. Wenn die Bundesregierung laut ihrer Antwort auf Bundestagsdrucksache 
19/21280 „keine Übersicht darüber (hat), welche Unternehmen in jeweils 
welcher Höhe von geschalteten Anzeigen“ profitierten, warum war sie 
dann in der Lage in der Antwort auf die Kleine Anfrage der Fraktion der 
FDP auf Bundestagsdrucksache 19/1655 detailliert, unter Angabe der ge-
nauen Summen und für genaue Rechnungszeitpunkte über an das Unter-
nehmen Facebook geleistete Zahlungen für „Onlinewerbung“ für den 
Zeitraum 1. Dezember 2013 bis zum 24. Oktober 2017 (Ende der 
18. Wahlperiode) – und zwar sowohl direkte als auch indirekte, also 
„z. B. über von der Bundesregierung beauftragte Werbe- oder Media-
agenturen“ – Auskunft zu erteilen?

Das Nichtvorhandensein einer Gesamtübersicht schließt nicht aus, dass bei 
übersichtlichen Beteiligungsverhältnissen und bezogen auf ein konkretes 
Unternehmen bei Bedarf Zahlen ermittelt werden können und, so keine Ge-
schäftsgeheimnisse berührt sind, diese auch zur Verfügung gestellt werden kön-
nen. Dies erfolgt aber aus den zu Frage 15 ausgeführten Gründen nicht vorab 
und generell.

18. Anhand welcher Parameter und Kriterien misst die Bundesregierung Er-
folg oder Misserfolg ihrer Informations- und Werbekampagnen, wenn sie 
keinerlei Übersicht darüber hat, in welchen konkreten Medien welcher 
Unternehmen tatsächlich für die jeweils in Auftrag gegebenen Kampag-
nen Anzeigen, Spots, Plakate geschaltet, beziehungsweise gebucht wur-
den?

Die Bundesregierung führt keine Übersicht darüber, welche Unternehmen in 
welcher Höhe von geschalteten Anzeigen profitieren, vgl. Bundestagsdruck-
sache 19/21280. Im Übrigen wird auf die Antwort zu den Fragen 8 und 13 ver-
wiesen.

19. Inwiefern hält die Bundesregierung die gezielte Beeinflussung von Bun-
desbürgern durch von der Bundesregierung bezahlte sogenannte Influ-
encer – Beeinflusser – beispielsweise auf deren YouTube-Kanälen für 
vom Grundgesetz gedeckt?

20. Wo erkennt die Bundesregierung Grenzen der Zulässigkeit der Beeinflus-
sung der Bürger durch den Staat?

21. Gehört nach Ansicht der Bundesregierung eine gar nicht, nicht hin-
reichend oder durchgängig kenntlich gemachte, aus Bundeshaushaltsmit-
teln bezahlte Beeinflussung von Bundesbürgern durch Influencer zu be-
stimmten Themen zum verfassungsmäßigen Informationsauftrag der 
Bundesregierung?

22. Sieht die Bundesregierung die Gefahr eines generellen Vertrauensverlus-
tes der Bevölkerung, wenn regelmäßig aufgezeichnete und veröffentlich-
te, vorgeblich als persönliche Meinungsäußerungen dargestellte Beiträge, 
beispielsweise in Form von YouTube-Videos, in Wirklichkeit eine durch 
die Bundesregierung in Auftrag gegebene und bezahlte, gezielte Beein-
flussung darstellen?

Deutscher Bundestag – 19. Wahlperiode – 9 – Drucksache 19/22992



23. Wie entkräftet die Bundesregierung den etwaigen Vorwurf, dass es sich 
bei dieser Marketingstrategie um eine sogenannte Technik der unter-
schwelligen Beeinflussung beziehungsweise Themenplatzierung handeln 
könnte, welche nach dem Rundfunkstaatsvertrag für den Rundfunk unzu-
lässig ist?

Die Fragen 19 bis 23 werden wegen des Sachzusammenhangs gemeinsam be-
antwortet.
Die Bundesregierung nutzt die Sozialen Medien als zeitgemäße Erweiterung 
ihrer Öffentlichkeitsarbeit. Sie kommt so ihrem verfassungsmäßigen Auftrag 
zur Information der Bürgerinnen und Bürger über Tätigkeit, Vorhaben und Zie-
le der Bundesregierung nach.
In einer seiner Leitentscheidungen (Urteil vom 02.03.1977, BVerfGE 44, 125) 
hat das Bundesverfassungsgericht deutlich gemacht, dass die Öffentlichkeits-
arbeit der Regierung nicht nur zulässig, sondern auch notwendig ist, um eine 
verantwortliche Teilhabe der Bürger an der politischen Willensbildung des Vol-
kes zu gewährleisten und so den Grundkonsens im demokratischen Gemeinwe-
sen lebendig zu erhalten
Soziale Netzwerke sowie die in diesen Netzwerken aktiven sogenannten Influ-
encerinnen und Influencer sind Teil der Medien- und Kommunikationsland-
schaft in Deutschland. Sie werden von vielen Menschen auch zur politischen 
Information genutzt. Die Bundesregierung muss sich diesem veränderten Infor-
mationsverhalten anpassen, um ihrem verfassungsmäßigen Auftrag zur Infor-
mation der Bürgerinnen und Bürger über ihre Tätigkeit, Vorhaben und Ziele 
nachkommen zu können.
Die Bundesregierung nutzt neben den klassischen Formen der Regierungskom-
munikation und ihren eigenen Aktivitäten in den Sozialen Medien auch die 
Reichweite von Influencerinnen und Influencern, um die Informationen über 
ihr Handeln möglichst gezielt, also auf die jeweilige Zielsetzung und Zielgrup-
pe zugeschnitten, bereitzustellen. Damit ermöglicht sie den Bürgerinnen und 
Bürgern, Informationen über Tätigkeit, Vorhaben und Ziele der Bundesregie-
rung auf den medialen Plattformen zur Kenntnis zu nehmen, auf denen sie sich 
üblicherweise informieren. Dies dient der Erfüllung der verfassungsrechtlich 
bestätigten Pflicht der Regierung, durch die Öffentlichkeitsarbeit den Einzelnen 
über die zu entscheidenden Sachfragen und über die von den Staatsorganen ge-
troffenen Entscheidungen zu informieren, um diese selbst bewerten zu können.
Im Übrigen beachtet die Bundesregierung in eigener Verantwortung die verfas-
sungsrechtlichen und rundfunkrechtlichen Vorgaben im Rahmen ihrer Öffent-
lichkeitsarbeit.

24. Hat sich die Bundesregierung vor der erstmaligen Beauftragung von 
Influencern oder seither zu irgendeinem Zeitpunkt eine rechtsgutachter-
liche Stellungnahme zur Zulässigkeit und Verfassungsgemäßheit einer 
derartigen Beeinflussung von Bundesbürgern bzw. Wählern eingeholt?

a) Wenn ja, wo ist diese veröffentlicht?

b) Wenn nein, warum nicht?

25. Hat die Bundesregierung vor der erstmaligen Beauftragung von Influen-
cern oder seither zu irgendeinem Zeitpunkt die Frage rechtlich geklärt, 
ob Influencer, die in der Regel eigene „Kanäle“ unterhalten, überhaupt 
für politische Institutionen werben dürfen?

a) Wenn ja, zu welchen Ergebnissen gelangte diese rechtliche Prüfung, 
und wo wurden diese veröffentlicht?
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b) Wenn nein, warum erfolgte eine rechtliche Prüfung nicht, obwohl be-
reits die Frage öffentlich diskutiert wird (beispielsweise hier: https://
www.vice.com/de/article/8xe7ak/youtuber-und-instagramer-machen-
nicht-immer-transparent-wenn-sie-vom-staat-bezahlt-werden-influen
cer-marketing?fbclid=IwAR1jMuDhOb_zOKM-ILzd_kFOvyN1C_4
EsaFzF8BVaoPbEIjjXJJke1xzbBU), ob die Indienstnahme von Yo-
uTubern durch die Bundesregierung das nach dem ersten Rundfunk-
urteil des Bundesverfassungsgerichts bestehende Verbot für die Re-
gierung, selbst zum Sender zu werden, also Medien für politischen 
Einfluss durch den Staat zu missbrauchen, unterläuft?

Aufgrund des Sachzusammenhangs werden die Fragen 24 bis 24b und 25 bis 
25b gemeinsam beantwortet.
Die Bundesregierung beachtet bei der Wahrnehmung ihres verfassungsrecht-
lichen Auftrags, die Bevölkerung über die Politik der Bundesregierung zu 
informieren, die gesetzten verfassungsrechtlichen Grenzen. Eine externe recht-
liche Prüfung war vorliegend nicht erforderlich.

26. Nach welchen Kriterien erfolgt die Auswahl von YouTubern bzw. Influ-
encern, um eine Kampagne zu bewerben oder über eine Kampagne zu 
informieren, und wer trifft die jeweilige Entscheidung zur Auswahl?

Der Auswahl liegen insbesondere mediaplanerische Kriterien zugrunde, wie 
Kommunikationsinhalte und Zielgruppen, das zur Verfügung stehende Budget 
sowie die haushaltsrechtlichen Vorgaben. Dazu zählt insbesondere der Haus-
haltsgrundsatz von Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit.

27. Sind vor der Auftragserteilung an YouTuber/Influencer jeweils Aus-
schreibungen erfolgt?

Nein. Wie dargestellt beauftragt die Bundesregierung einzelne Akteure nicht 
direkt, sondern grundsätzlich über die Agenturen (Rahmenvertragspartner). 
Schon deswegen besteht kein Erfordernis einer Ausschreibung. Darüber hinaus 
würde bei den genannten Personengruppen, bei denen es um eine höchstpersön-
liche Leistung geht, gemäß § 8 Absatz 4 Nummer 10 UVgO das Erfordernis 
einer Ausschreibung entfallen.

28. Hat die Bundesregierung in jedem Fall der durch sie bezahlten Kommu-
nikation durch YouTuber bzw. Influencer vertraglich abgesichert, dass 
diese deutlich auf den Status einer durch die Bundesregierung bezahlten 
Leistung hinweisen?

a) Wenn ja, in welcher Form, und wie wird die Einhaltung entsprechen-
der Vereinbarungen kontrolliert?

b) Wenn nein, warum nicht?

Die Fragen 28 bis 28b werden wegen des Sachzusammenhangs gemeinsam be-
antwortet.
Nein, die rechtlichen Vorgaben zur Kennzeichnung von Beiträgen gelten unab-
hängig von vertraglichen Abreden.
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29. Welche Kriterien legt die Bundesregierung an, um die vertraglich ver-
einbarten Kommunikations- oder Informationsinhalte hinsichtlich ihrer 
Erfüllung oder Nichterfüllung durch den Auftragnehmer zu bewerten?

a) Welche inhaltlichen und rechtlichen Vorgaben erteilt die Bundes-
regierung, beziehungsweise erteilen die jeweiligen Bundesministe-
rien bzw. Bundesbehörden den YouTubern bzw. Influencern jeweils 
bei Auftragserteilung?

Aufgrund des Sachzusammenhanges werden die Fragen 29 und 29 a gemein-
sam beantwortet. Die redaktionelle Unabhängigkeit verbietet es, den You-
Tubern/Influencern konkrete Vorgaben zu machen, wie sie Botschaften in ihren 
Kanälen präsentieren. Die Ressorts legen jedoch bei ihren Kooperationen mit 
Youtubern/Influencern großen Wert auf ein Briefing im Sinne einer bestmög-
lichen Unterrichtung der Öffentlichkeit zum jeweiligen Thema.

b) Existieren auf Seiten der Bundesregierung Vorgaben, in denen defi-
niert ist, welche Preisspanne für welche konkrete Gegenleistung je-
weils für angemessen erachtet wird?

Die Preise für bezahlte Kommunikation mit YouTubern/Influencern ergeben 
sich im wirtschaftlichen Wettbewerb.

30. Werden Leistungen von YouTubern bzw. Influencern, die durch die Bun-
desregierung beauftragt und bezahlt wurden, hinsichtlich ihrer erzielten 
Wirkung evaluiert?

a) Wenn ja, nach welchen Kriterien geschieht das?

b) Wenn nein, warum nicht?

Die Fragen 30 bis 30b werden im Zusammenhang wie folgt beantwortet.
Ja. „Impressions“ und „erzielte Reichweite“ sind Standard-Kriterien in der 
Influencer-Kommunikation. So wird bei den Youtubern/Influencern festgestellt, 
wie oft der jeweilige Beitrag bei wie vielen unterschiedlichen Nutzern aus-
gespielt wurde.
Ein weiteres Kriterium ist die Zahl der Besucher, die über die beauftragten 
Youtuber/Influencer auf die beworbene Website gekommen sind.

31. Aufgrund welcher Rechtsgrundlagen verweigert die Bundesregierung in 
ihrer Antwort zu Frage 5 auf Bundestagsdrucksache 19/21280 die An-
gabe konkreter Summen bei Einzelbeauftragungen von YouTubern bzw. 
Influencern?

32. Hat die Bundesregierung die in ihrer Antwort auf Bundestagsdrucksache 
19/21280 vorgebrachte Rechtsansicht, dass jeweils gezahlte Summen bei 
Einzelbeauftragung zur Wahrung von Geschäftsgeheimnissen vor der 
Öffentlichkeit geheim gehalten werden, mit entgegenstehenden Rechts-
ansichten, zum Beispiel das Interesse der Öffentlichkeit an der Nachvoll-
ziehbarkeit der Öffentlichkeitsarbeit der Bundesregierung oder die 
Grundsätze der Haushaltsordnung (Haushaltsklarheit, Haushaltswahr-
heit), abgewogen?

a) Wenn ja, in welchen Unterlagen finden sich die Ergebnisse dieser 
Rechtsgüterabwägung?

b) Wenn nein, warum nicht?
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33. Erkennt die Bundesregierung die hochproblematischen Folgen, wenn 
Einzelpersonen Honorarleistungen, deren Höhe geheim gehalten wird, 
für die Beeinflussung der öffentlichen Meinung aus Steuermitteln er-
halten?

Die Fragen 31 bis 33 werden im Zusammenhang wie folgt beantwortet.
Bei der in Bezug genommenen Antwort auf die Kleine Anfrage auf Bundes-
tagsdrucksache 19/20417 wurden die Vergütungen der Einzelbeauftragungen 
wegen entgegenstehender Grundrechte Dritter, im konkreten Fall der gemäß 
Artikel 12 des Grundgesetzes geschützten Geschäftsgeheimnisse, nicht ge-
nannt. Die erforderliche Abwägung des parlamentarischen Informationsinteres-
ses mit dem grundrechtlich geschützten Geheimhaltungsinteresse Dritter wurde 
vorgenommen. Das Ergebnis der Rechtsgüterabwägung kann der entsprechen-
den Antwort der Bundesregierung auf die parlamentarische Frage entnommen 
werden.

34. Wenn es nach Ansicht der Bundesregierung „nicht möglich ist“, zur 
„Wahrung von Geschäftsgeheimnissen“ bei Einzelbeauftragungen die 
jeweils gezahlten Honorarsummen anzugeben, warum wurden dann von 
der Bundesregierung in der Beantwortung der Kleinen Anfrage der Frak-
tion DIE LINKE. auf Bundestagsdrucksache 19/2714 zu „Werbemaßnah-
men der Bundesregierung in sozialen Netzwerken“ insbesondere auf die 
Frage nach der Zusammenarbeit von Bundesministerien und Bundesbe-
hörden mit „sogenannten Influencerinnen und Influencern“ genaue Sum-
men der an einzelne Influencer gezahlten Honorare für Werbemaßnah-
men auf YouTube, Facebook, Instagram, Twitter, etc. für die Jahre bis 
2017 genannt?

Die Rechtsgüterabwägung wird im Einzelfall vorgenommen. Das aus den Ant-
worten auf die genannten parlamentarischen Fragen ersichtliche Ergebnis der 
Rechtsgüterabwägung ist aus der jeweiligen Antwort ersichtlich.

35. Wie erklärt die Bundesregierung, dass zahlreiche in ihrer Antwort auf 
Bundestagsdrucksache 19/2714 aufgelistete, von der Bundesregierung 
bezahlte Influencer und auch Kampagnen in ihrer Antwort auf Bundes-
tagsdrucksache 19/21280 trotz inhaltlich gleichlautender Fragestellung 
und großer Überschneidungen des erfragten Zeitraumes keine Erwäh-
nung finden?

Die auf den Bundestagsdrucksachen 19/2714 und 19/21280 enthaltenen Frage-
stellungen sind nicht deckungsgleich. So ist beispielsweise von der Frage 14 
auf Bundestagsdrucksache 19/2714 auch der nachgeordnete Bereich erfasst, 
wohingegen dieser bei der Frage 5 auf Bundestagsdrucksache 19/21280 nicht 
erfasst wird. Im Übrigen können sich aufgrund der geltenden Aufbewahrungsf-
risten für Rechnungen Abweichungen in der Beantwortung ergeben.
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36. Warum wurden zum Beispiel die laut Antwort der Bundesregierung auf 
Bundestagsdrucksache 19/2714 auf Seite 17 vom Bundeskanzleramt 
(Integrationsbeauftragte) im Jahr 2017 bezahlten Influencer „Marspet, 
ItsColeslaw, Clement Davis, Flavio Simonetti, Hatice Schmidt“ in der 
Zusammenstellung der Antwort der Bundesregierung auf Bundestags-
drucksache 19/21280 nicht aufgeführt?

Bei dem zitierten Beispiel aus dem Jahr 2017 ging es um ein Gespräch der da-
maligen Integrationsbeauftragten Özoguz mit Youtubern darüber, wie sie die 
Einwanderungsgesellschaft erleben und nicht wie auf Bundestagsdrucksache: 
19/20417, Frage 5 erfragt, um „eine Unterstützung von sogenannten Youtubern, 
beziehungsweise Influencern bei der Verbreitung von Informationen der 
Bundesregierung“.

37. Gab es im Zeitraum von 2013 bis 2020 Fälle, in denen YouTuber bzw. 
Influencer die Annahme von durch die Bundesregierung beauftragten, 
konkreten Informations- bzw. Werbeaufträgen abgelehnt haben?

Wenn ja, um welche Influencer handelt es sich hierbei, und welche Grün-
de wurden jeweils für etwaige Ablehnungen gegeben (bitte nach Jahr, 
Thema, Summe bei Vertragsabschluss und Begründung aufschlüsseln)?

38. Wurden Influencer, die in der Vergangenheit ein entsprechendes Angebot 
der Bundesregierung abgelehnt hatten, seither erneut mit Aufträgen, bei-
spielsweise zu anderen Themenkomplexen und/oder seitens anderer 
Bundesministerien bzw. Bundesbehörden, bedacht?

a) Wenn ja, um welche Influencer handelt es sich hierbei (bitte nach 
Jahr, Thema, Summe bei Vertragsabschluss und beauftragendem 
Bundesministerium bzw. beauftragender Bundesbehörde aufschlüs-
seln)?

b) Wenn nein, warum nicht?

39. Gab es im Zeitraum von 2013 bis 2020 Fälle, in denen eine durch die 
Bundesregierung beauftragte und bezahlte Leistung von YouTubern bzw. 
Influencern nicht den vereinbarten Anforderungen der Bundesregierung 
entsprach?

a) Wenn ja, welche (bitte nach Jahr, Bundesministerium oder Bundes-
behörde und der für die Leistung gezahlten Summe aufschlüsseln)?

b) Wie wurde in diesen Fällen verfahren?

Aufgrund des Sachzusammenhangs werden die Fragen 37 bis 39b gemeinsam 
beantwortet.
Es werden keine Übersichten darüber geführt, welche Youtuber/Influencer eine 
Beauftragung durch die Bundesregierung abgelehnt haben. Insofern ist auch 
nicht ermittelbar, ob andere Bundesministerien/Bundesbehörden an diese You-
tuber/Influencer erneut herangetreten sind.
Zudem werden keine Übersichten (s. o.) darüber geführt, ob frühere Leistungen 
von Youtubern/Influencern nicht den Anforderungen der Bundesregierung ent-
sprachen.
Im Übrigen wird auf die Antwort der Bundesregierung auf die Schriftliche der 
Abgeordneten Joana Eleonora Cotar auf Bundestagsdrucksache 19/20374 ver-
wiesen.
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40. Sieht die Bundesregierung die Notwendigkeit, eine finanzielle Grenze, 
etwa im Sinne einer „Bagatellgrenze“ für eigene Auftragserteilungen, zu 
definieren, durch deren Überschreiten die vom Grundgesetz geforderte 
Staatsferne des jeweiligen Werbeträgers (Medium, Medienunternehmen, 
YouTuber bzw. Influencer) gefährdet sein könnte?

Der Grundsatz der Staatsferne wird durch das verfassungsrechtlich zulässige 
Informationshandeln öffentlicher Stellen nicht berührt (vgl. BGH, Urteil v. 
20. Dezember 2018, Az. I ZR 111/17, BVerfG 138, 102, Urteil vom 16. Dezem-
ber 2014, Az. 2 BvE 2/14). Die rechtlichen Rahmenbedingungen und Grenzen 
für die Ausgaben von Haushaltsmitteln sind durch die Bundeshaushaltsordnung 
sowie die Vorschriften des öffentlichen Vergabewesens vorgegeben. Im Übri-
gen wird auf die gemeinsame Antwort zu den Fragen 19 bis 23 verwiesen.
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